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631. Bundesgesetz: Änderung des Bundesbediensteten-Schutzgesetzes
(NR: GP XVIIII AB 1800 S. 171. BR: AB 4895 S. 589.)

632. Bundesgesetz: Änderung des Datenschutzgesetzes
(NR: GP XVIIII RV 1640 AB 1799 S. 171. BR: AB 4896 S. 589.)

631. Bundesgesetz, mit dem das Bundesbe-
diensteten-Schutzgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundesbediensteten-Schutzgesetz, BGBl.
Nr. 164/1977, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 323/1977, wird wie folgt
geändert:

1. Nach § 3 werden folgende §§ 3 a und 3 b
eingefügt:

„Arbeitsmedizinische Betreuung

§ 3 a. (1) Der Bund hat für die unter den
Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes fallenden
Dienststellen eine arbeitsmedizinische Betreuung
einzurichten.

(2) Abs. l ist auf Dienststellen oder Teile von
solchen in Baulichkeiten und Anlagen von
militärischer Besonderheit, deren Errichtung und
Verwaltung gemäß Teil 2 lit. I der Anlage zum
Bundesministeriengesetz 1986, BGBl. Nr. 76, in
den Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
Landesverteidigung fallen, nur insoweit anzuwen-
den, als es der besondere militärische Zweck dieser
Baulichkeiten und Anlagen zuläßt.

(3) Die arbeitsmedizinische Betreuung hat durch
vom Bundesminister für Arbeit und Soziales gemäß
den §§ 80 oder 116 Abs. 3 des ArbeitnehmerIn-
nenschutzgesetzes — ASchG, BGBl. Nr. 450/1994,
bewilligte arbeitsmedizinische Zentren zu erfolgen.

(4) Durch Verordnung der Bundesregierung sind
die zu betreuenden Dienststellen (Dienststellen-
teile) unter Bedachtnahme auf ihre geographische
Lage und bestmögliche Erreichbarkeit zu arbeits-
medizinischen Betreuungsgebieten zusammenzufas-
sen.

Aufgaben, Information und Beiziehung des arbeits-
medizinischen Zentrums

§ 3 b. (1) Das arbeitsmedizinische Zentrum hat
die Aufgabe, den Dienststellenleiter und seine
Bevollmächtigten, den für die Aufgaben des
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staatlichen Hochbaues dieser Dienststelle zustän-
digen Gebäudeverwalter, die Bediensteten dieser
Dienststelle und die Vertreter der zuständigen
Personalvertretung auf dem Gebiet des Gesund-
heitsschutzes, der auf die Arbeitsbedingungen
bezogenen Gesundheitsförderung und der men-
schengerechten Arbeitsgestaltung zu beraten und
die Vertreter des Dienstgebers bei der Erfüllung
ihrer Pflichten auf diesen Gebieten zu unterstützen.

(2) Der Dienststellenleiter und seine Bevoll-
mächtigten sowie der für die Aufgaben des
staatlichen Hochbaues dieser Dienststelle zustän-
dige Gebäudeverwalter haben dem arbeitsmedizi-
nischem Zentrum alle zur Erfüllung seiner
Aufgaben erforderlichen Informationen und Unter-
lagen zur Verfügung zu stellen, insbesondere
betreffend die Sicherheits- und Gesundheitsschutz-
dokumente, Aufzeichnungen und Berichte über
Dienst- und Arbeitsunfälle, die Ergebnisse von
Messungen betreffend gefährliche Arbeitsstoffe und
Lärm sowie von sonstigen für die Sicherheit und
den Gesundheitsschutz maßgebenden Messungen
und Untersuchungen. Das arbeitsmedizinische
Zentrum ist gesondert zu informieren, wenn
Bedienstete aufgenommen oder der betreffenden
Dienststelle länger als drei Monate dienstzugeteilt
werden.

(3) Die Vertreter des Dienstgebers haben das
arbeitsmedizinische Zentrum hinzuzuziehen:

1. in allen Fragen der Erhaltung und Förde-
rung der Gesundheit am Arbeitsplatz,

2. bei der Planung von Arbeitsstätten,
3. bei der Beschaffung oder Änderung von

Arbeitsmitteln,
4. bei der Einführung oder Änderung von

Arbeitsverfahren und der Einführung von
Arbeitsstoffen,

5. bei der Erprobung und Auswahl von
persönlichen Schutzausrüstungen,

6. in arbeitsphysiologischen, arbeitspsychologi-
schen und sonstigen ergonomischen sowie
arbeitshygienischen Fragen, insbesondere des
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Arbeitsrhythmus, der Dienstzeit- und Pau-
senregelung, der Gestaltung der Arbeits-
plätze und des Arbeitsablaufes,

7 bei der Organisation der Ersten Hilfe,
8. in Fragen des Arbeitsplatzwechsels sowie der

Eingliederung und Wiedereingliederung
Behinderter in den Arbeitsprozeß,

9 bei der Ermittlung und Beurteilung mögli-
cher Gefahren für die Bediensteten,

10. bei der Festlegung von Maßnahmen zur
Gefahrenverhütung und

11. bei der Organisation der Unterweisung und
bei der Erstellung von Betriebsanweisungen."

2. An die Stelle des § 13 treten folgende
Bestimmungen.

„Inkrafttreten

§ 13. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1978 in Kraft.

(2) Verordnungen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes und seiner Novellen können ab dem Tage
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes oder der
betreffenden Novelle erlassen werden. Die Ver-
ordnungen treten frühestens mit dem Tag in Kraft,
mit dem die betreffende Verordnungsermächtigung
in Kraft tritt.

(3) § 3 a samt Überschrift in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBL Nr. 631/1994 tritt für die
unter den Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes
fallenden Dienststellen (Dienststellenteile) je nach
den in diesen auftretenden Gefährdungen für die
Gesundheit der Bediensteten (Gefährdungspoten-
tial) nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen
in Kraft:

1. für Dienststellen (Dienststellenteile) mit einem
höheren Gefährdungspotential mit l Juli
1995,

2. für Dienststellen (Dienststellenteile) mit einem
mittleren Gefährdungspotential mit l Jänner
1997 und

3. für Dienststellen (Dienststellenteile) mit einem
geringen Gefährdungspotential mit 1. Jänner
2000.

(4) Durch Verordnung der Bundesregierung sind
die unter den Geltungsbereich dieses Bundes-
gesetzes fallenden Dienststellen (Dienststellenteile)
den 2 l bis 3 des Abs. 3 zuzuordnen.

(5) § 3 b samt Überschrift, die Abs. 2 und 4 und
§ 14 samt Überschrift in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGB1. Nr. 631/1994 treten mit 1.Jänner
1995 in Kraft.

Vollziehung

§ 14. Mit der Vollziehung des § 5 Abs. l und 2
und der §§ 6 bis 9 ist der Bundesminister für Arbeit
und Soziales, mit der Vollziehung der sonstigen
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes ist die

Bundesregierung, in Angelegenheiten jedoch, die
nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers
betreffen, dieser Bundesminister betraut."

Klestil

Vranitzky

632. Bundesgesetz, mit dem das Daten-
schutzgesetz geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen.

Das Datenschutzgesetz, BGB1. Nr. 565/1978,
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGB1.
Nr. 91/1993 und die Kundmachung BGB1.
Nr. 79/1994, wird wie folgt geändert:

1 § 4 Abs. 2 lautet:

„(2) Durch Verordnung der Bundesregierung
sind nach Anhörung des Datenschutzrates Rechts-
träger im Sinne des Abs. l, soweit sie in Formen
des Privatrechts tätig sind, für diese Tätigkeits-
bereiche von der Anwendung des 2. Abschnittes
auszunehmen. Für diese Bereiche findet der
3. Abschnitt Anwendung. Verordnungen nach
dem ersten Satz bedürfen der Zustimmung des
Hauptausschusses des Nationalrates."

2. § 14 lautet samt Überschrift:

„Rechtsschutz des Betroffenen

§ 14. (1) Die Datenschutzkommission erkennt
über Beschwerden von Personen, die behaupten, in
ihren Rechten nach diesem Bundesgesetz oder den
hiezu ergangenen Verordnungen verletzt zu sein,
sowie über Anträge gemäß Abs. 3.

(2) Bei Gefahr im Verzug für den Beschwerde-
führer kann die Datenschutzkommission die
Benützung oder Übermittlung von Daten oder
einzelne Verarbeitungsvorgänge untersagen.

(3) Wird in einem vor einer anderen Verwal-
tungsbehörde durchgeführten Verwaltungsverfah-
ren von einer Partei behauptet, in ihren Rechten
nach diesem Bundesgesetz oder den hiezu
ergangenen Verordnungen verletzt zu sein, so hat
die Verwaltungsbehörde, außer bei Gefahr im
Verzug, ihr Verfahren bis zur Entscheidung dieser
Vorfrage durch die Datenschutzkommission aus-
zusetzen und gleichzeitig die Entscheidung bei der
Datenschutzkommission zu beantragen."

3. (Verfassungsbestimmung) § 36 Abs. l lautet:

„(1) (Verfassungsbestimmung) Die Datenschutz-
kommission entscheidet:

1. über Beschwerden von Personen, die behaup-
ten, durch das Verhalten eines Organs, das
im Falle automationsunterstützter Datenver-
arbeitung dem 2. Abschnitt zuzurechnen
wäre, in ihren Rechten nach diesem Bundes-
gesetz oder den hiezu ergangenen Verord-
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nungen verletzt zu sein, soweit dieses
Verhalten nicht der Gerichtsbarkeit zuzu-
rechnen ist;

2. von Amts wegen, wenn in einem Verfahren
gemäß Z l hervorgekommen ist, daß auch
andere Personen in ihren Rechten in gleicher
Weise verletzt wurden;

3. über die Verpflichtung eines dem 2. Abschnitt
unterliegenden Auftraggebers zur Aufrecht-
erhaltung eines Bestreitungsvermerks;

4. in Verfahren im Zusammenhang mit der
Eintragung in das Datenverarbeitungsregister;

5. über die Erteilung einer Genehmigung für
den internationalen Datenverkehr;

6. über Berufungen in Verwaltungsstrafverfah-
ren gemäß § 50."

4. 5 36 Abs. 2 lautet:

„(2) Darüber hinaus obliegen der Datenschutz-
kommission die ihr sonst durch Gesetz über-
tragenen Aufgaben, insbesondere die Mitwirkung
gemäß §§ 9, 13, 29, 44 und 52, die Erlassung von
Verfügungen nach § 29 Abs. 3 und § 38 Abs. 6
und von Beschlüssen nach § 39 Abs. 2 und § 45,
sowie die Erstattung von Empfehlungen nach § 41
und von Tätigkeitsberichten nach § 46."

5. 5 36 Abs. 3 wird aufgehoben.

6. (Verfassungsbestimmung) § 36 Abs. 4 wird
aufgehoben.

7 § 37 Abs. 2 und ein neuer Abs. 3 lauten.

„(2) Gegen Bescheide der Datenschutzkommis-
sion ist kein Rechtsmittel zulässig. Sie unterliegen
nicht der Aufhebung oder Abänderung im Verwal-
tungsweg.

(3) Die Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes
ist zulässig."

8. (Verfassungsbestimmung) Im § 50 Abs. 5
entfällt die Bezeichnung „Verfassungsbestimmung"

9. § 50 Abs. 5 lautet:

„(5) Auf das Verfahren der Datenschutzkommis-
sion als Berufungsbehörde (§ 36 Abs. l Z 6)
gegenüber Bescheiden nach Abs. 4 ist das Verwal-
tungsstrafverfahrensgesetz 1991 mit der Maßgabe
anzuwenden, daß im 5. Abschnitt anstelle des
unabhängigen Verwaltungssenates oder einer sei-
ner Kammern oder des zuständigen Mitgliedes
jeweils die Datenschutzkommission gemäß § 39
tätig wird."

10. (Verfassungsbestimmung) § 58 wird folgen-
der Abs. 13 angefügt:

„(13) (Verfassungsbestimmung) § 36 Abs. l in
der Fassung des Bundesgesetzes BGB1. Nr. 632/
1994 tritt mit 1. Jänner 1995 in Kraft. Gleichzeitig
treten § 36 Abs. 4 und die Bezeichnung „Verfas-
sungsbestimmung" in § 50 Abs. 5 außer Kraft."

11 §58 wird folgender Abs. 14 angefügt:

„(14) § 4 Abs. 2, § 14, § 36 Abs. 2, § 37 Abs. 2
und 3 und § 50 Abs. 5 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGB1. Nr. 632/1994 treten mit
1.Jänner 1995 in Kraft. Gleichzeitig tritt §36
Abs. 3 außer Kraft."

Klestil
Vranitzky


